
 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Karlsruhe 
Entscheidung des Regierungspräsidiums Karlsruhe über den Antrag der SAINT-GOBAIN 
ISOVER G+H AG, Bürgermeister-Grünzweig-Straße 1, 67059 Ludwigshafen, auf Erteilung einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Änderung von Anlagen zum Schmelzen 
mineralischer Stoffe und zur Herstellung von Mineralfasern sowie Errichtung neuer Anlagen 
und Bauwerke am Standort Am Hafen 20, 68526 Ladenburg. 
Das Verfahren wurde mit Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 16 Abs. 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) durchgeführt. Das Regierungspräsidium Karlsruhe macht den 
verfügenden Teil der Entscheidung sowie die Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 21a Abs. 1 der 
Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) i. V. m. § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG 
öffentlich bekannt: 
 
Genehmigung vom 12.05.2026 nach BImSchG, Az.: RPK542-882-1799/9/2 
 
Der SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG wird auf ihren Antrag vom 22.10.2024, ergänzt am 19.11.2024, 
16.12.2024, 19.12.2024, 01.10.2025, 12.12.2025 und 07.05.2026, gemäß §§ 4 ff., 10 und 16 
BImSchG die 

1. Immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
 
1.1 für die Änderung ihrer Anlage Am Hafen 20 in 68526 Ladenburg, Flurstück-Nr. 3195/2, erteilt, 

konkret: 
1.1.1 Betriebseinheit I: Errichtung und Betrieb von Sauerstofftanks mit einer  

    Gesamtmenge von 150.000 kg Sauerstoff. 
1.1.2 Betriebseinheit II: Austausch der bestehenden Schmelzwanne durch einen neuen  

   Ofen mit Oxy-Fuel-Technik und einer Schmelzleistung von maximal 400 Tonnen pro  
   Tag. 

1.1.3 Betriebseinheit III: Austausch der bestehenden Zerfaserungsanlage und des  
   Härteofens durch eine neue Zerfaserungsanlage sowie einen neuen Härteofen;  
   Errichtung und Betrieb einer regenerativ-thermischen Oxidation (RTO) zur  
   Abluftreinigung. 

1.1.4 Errichtung eines neuen Ofengebäudes mit einem neuen Kamin. 
1.2 Die Genehmigung erfolgt unter den in Ziffer 4 dieses Bescheides aufgeführten 

Nebenbestimmungen. 
1.3 Der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegen die mit dem Dienstsiegel des 

Regierungspräsidiums Karlsruhe versehenen Antragsunterlagen vom 22.10.2024 zuletzt ergänzt 
am 07.05.2026 zugrunde. Die Anlagen sind nach diesen Unterlagen zu errichten und zu betreiben, 
soweit in den Nebenbestimmungen nichts Anderes festgelegt ist. 

1.4 Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG die 
Baugenehmigung nach §§ 49, 58 der Landesbauordnung (LBO) ein. 

1.5 Die Baugenehmigung wird o h n e Baufreigabe erteilt. 
1.6 Die Inbetriebnahme darf erst nach Erteilung der wasserrechtlichen Eignungsfeststellung nach § 63 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für den Öllagerraum erfolgen. 
1.7 Diese Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Eintritt ihrer 

Bestandskraft mit der Umsetzung begonnen wird. 
1.8 Soweit in dieser Genehmigung nichts Anderes festgelegt ist, gelten vorangegangene 

Planfeststellungsbeschlüsse, Genehmigungen und Anordnungen, insbesondere für die 
regelmäßige Wartung der Anlagen und für die Maßnahmen zur Vermeidung der Verschmutzung 
von Boden und Grundwasser, weiter. 

1.9 Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 
BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden. 

1.10 Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe 
spätestens vier Wochen vorher anzuzeigen. 

1.11 Für diese Entscheidung wird eine Gebühr in Höhe von XXX € festgesetzt. 

Rechtsbehelfsbelehrung:  
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht 
Karlsruhe erhoben werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Genehmigungsbescheid Auflagen enthält. 



 

 

 
Auslegung der Unterlagen: 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung enthält Nebenbestimmungen sowie die Begründung, 
aus der die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe, die zur Entscheidung geführt haben, 
hervorgehen. 

 

Die genannten Unterlagen werden 

 

vom 06.06.2026 bis einschließlich 19.06.2026 

 

unter https://rpk.baden-wuerttemberg.de/service/bekanntmachung/seiten/bekanntmachungen-bereich-
umwelt-rhein-neckar-kreis/ zugänglich gemacht. Der Link ist auch auf der Homepage des 
Regierungspräsidiums www.rp-karlsruhe.de über die Menüpunkte 
>Service>Bekanntmachungen>Bekanntmachungen aus dem Bereich Umwelt> Landkreis Rhein-
Neckar-Kreis aufrufbar. 

 

Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung 
gestellt. 

 

Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung wird die Zustellung des Genehmigungsbescheids an die 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, ersetzt. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid gegenüber den Einwendern und auch gegenüber 
Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, als zugestellt (§ 10 Abs. 8 Satz 8 BImSchG). Auf die 
vorstehend bekannt gemachte Rechtsbehelfsbelehrung wird verwiesen. 

 

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid und seine Begründung bis zum Ablauf 
der Klagefrist (siehe Rechtsbehelfsbelehrung) von den Einwendern schriftlich oder elektronisch beim 
Regierungspräsidium Karlsruhe (Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, 76247 Karlsruhe) 
angefordert werden. 

__ 
 
Karlsruhe, den 26.05.2026 Regierungspräsidium Karlsruhe 

 


